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2000/2002 (2. Jahrgang – Lehrgangsjahr 2001/2002)

6. Aufgabe (Aufsichtsarbeit): „Iwan Kaschok“
1. EU als Bundesstaat

Mangels territorialer Souveränität und Personalhoheit kein (Bundes-) Staat, sondern (internationaler) Staatenverbund (freiwilliger Zusammenschluss von derzeit 15 Staaten).

2. Primäres Gemeinschaftsrecht

	Vertrag zur Gründung der Europäischen
	Vertrag zur

Europäischen

Union

	Gemeinschaft für Kohle und Stahl (Montanunion)
	Atomgemeinschaft (Euratom)
	Wirtschaftsgemeinschaft (EWG)
	

	1952
	1957
	1993

	Paris
	Rom
	Maastricht


3. Arbeitnehmerfreizügigkeit als Grundfreiheit

	Freier

	Waren-

verkehr
	Personen-verkehr
	Dienstleistungs-verkehr
	Kapital-

verkehr

	Der Warenverkehr innerhalb der Gemeinschaft ist frei, während nach

außen ein

gemeinsamer Zolltarif gilt.
	Erfasst sind die

Freizügigkeit der

Arbeitnehmer
und die

Niederlassungsfreiheit
	Grenzüberschreitende Dienstleistungen

(unkörperliche

Produkte, im

Gegensatz zu Waren) dürfen ohne

Beschränkungen

erbracht werden
	Erfasst sind der Kapitalverkehr
(Übertragung von Werten in einen anderen Mitgliedstaat, die zugleich eine Kapitalanlage darstellt) und der Zahlungsverkehr (als notwendige Ergänzung zum Waren-, Personen- und Dienstleistungsverkehr)


4. Arbeitnehmerfreizügigkeit für Iwan Kaschok

Nein, solange Russland nicht der EU angehört.

5. Eu und Finnland

Seit 1995 (mit Österreich und Schweden).

6. Berufsfreiheit nach dem GG für Ausländer

	Art. 12 Abs. 1 Satz 1 GG:

Berufsfreiheit
	Art. 2 Abs. 1 GG: Allgemeine

Handlungsfreiheit (Auffanggrundrecht)

	„Alle Deutschen haben das Recht“
	„Jeder hat das Recht“

	Bürgerrecht
	Menschenrecht


7. Gleichheitsgrundsatz des GG

Weder nach Art. 3 Abs. 3 GG noch nach Art. 3 Abs. 1 GG.

8. Berufsfreiheit nach der BV

Allgemein nach Art. 101 BV (allgemeine Handlungsfreiheit).

9. Gleichheitsgrundsatz nach der BV

Auch Art. 118 Abs. 1 BV ist nicht verletzt.

10. Grundrechte nach GG und BV

Doppelter Grundrechtsschutz nach GG und BV (Art. 142 GG).

11. Kompetenz des Dt. Bundestags für das Ausländergesetz

· Art. 30, 70 GG: Kompetenzvermutung zugunsten der Länder

· Hier: Kompetenztitel des Bundes in Art. 74 Abs. 1 Nr. 4 GG

· Voraussetzungen des Art. 72 Abs. 2 GG

12. Kompetenz des Bayerischen Landtags

Nur, wenn bei einer Gesamtwürdigung des Normenkomplexes Anhaltspunkte dafür bestehen, dass das Ausländergesetz des Bundes die Materie nicht erschöpfend, d.h. abschließend geregelt hat (Art. 72 Abs. 1 GG).

13. Vollzug des Ausländergesetzes durch bay. Behörde

Länderverwaltung nach Art. 84 GG (vgl. Abschnitt 2, Kapitel 1, B).

14. Beantwortung des Bittbriefs

	Art. 17 GG
	Art. 115 Abs. 1 BV

	„Jedermann

hat das Recht“
	„Alle Bewohner Bayerns

haben das Recht“

	Art. 142, 31 GG

	Art. 1 BayPetG: „jeder Person“

	Art. 3 Satz 1 BayPetG:

Anspruch auf sachliche Behandlung und Verbescheidung durch den Landtag


15. Anweisung des LRA Donauried

Wegen des Gewaltenteilungsprinzips (vgl. Art. 5 BV und Abschnitt 1, Kapitel 7, A.I.) nicht möglich.
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